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„Strenuus et acerrimus Pro  orPIo Eccles1ia catholica“ wackerer un: überaus
feurıger Streıiter fur die katholische Kırche, steht 1ın der Taufmatrikel der Pfarrei
Leuchtenberg, nachgetragen VO' der and des Ptarrers beim Tod Walters. FEın ach-
ruf der Amberger Volkszeitung rühmte ıh als „streitbaren Mann miıt dem tapferenHerzen und dem hochgemuthen Sınn, durchglüht VO  e} thatkräftiger Begeisterung für

Land un! Volk“, die Augsburger Postzeitung als einen „der Kırche un! dem
Volke ebenso treu w1ıe dem Königshause ergebenen Mann  , mıit dem die Zentrums-
parteı „einen iıhrer treuesten, opfermuthigsten un! unerschrockensten Führer“ verlo-
On habe Aus kleinsten Verhältnissen, und durchaus nıcht auf dem bequemen Wegder Anpassung, hatte Walter bıs ZuUuU Präsıdenten der bayerischen Abgeordneten-kammer un! ZUuUr Nobilıtierung gebracht. Jahre gehörte dem Bayerischen Land-
tag Von seinem großen Einfluß profitierte der Wahlkreis Amberg nıcht wen1g, die
Städte Amberg und Furth 1mM Wald ernannten iıhn ZU Ehrenbürger. Nıcht iın erster
Linıe regıonalpolıtische Verdienste aber sınd C die Walter iın historischer Sıcht aus
dem Kreıs seıner Zeıtgenossen herausheben, sondern die schartf konturierte, auch ın
ıhren Wandlungen bezeichnende Rolle, die über Jahrzehnte 1M bayerischen polıiti-schen Katholizismus einnahm.

Johann Walter wurde I8 Oktober 1831 Leuchtenberg geboren, als Sohn des
Webermeisters Johann Walter und seiıner Ehetrau Margaretha, einer Bäckerstochter.
ber Kındheit und Jugend WwI1ssen WIr L11UT sovıel, dafß die Eltern ıhrem begabten Sohn

großen Opftern 18547 den Besuch des Gymnasıums ın Amberg, dann ın Regens-burg ermöglıchten. ach dem glänzend bestandenen Absolutorium ım Jahre 850 1M-
matrıkulierte sıch Walter Zu Wıntersemester 850/51 der Philosophischen Fakul-
tat der Unıuversıität München, wechselte aber sehr bald ZuU Studium der Rechte über.
856 estand das Juristische Staatsexamen, 858 den Staatskonkurs mıiıt der (sesamt-
nOte Der Personalakt vermerkte spater, dafß Walter seıne Gymnasıal-, Studien- und
Referendarsjahre „un drückendsten pecunıuären Verhältnissen“ durchstanden habe
un! ıhnen 1Ur gCcn seınes großen Talents nıcht unterlegen sel.

ach dem Referendariat als Rechtspraktikant ın Oberviechtach VO November
1856 bıs Februar 1860 verhalt Walter die ausgezeichnete Konkursnote 1mM Maı 1860
eıner ersten Anstellung als Konzıpılent (Gehilfe) bei dem Advokaten und Notar Bau-
ried] in Nabburg. Dıie gyute Jurıstische Biıbliothek Baurıiedls vab ıhm Gelegenheıit, den
Kreıs seiner Kenntnisse nach allen Rıchtungen bedeutend erweıtern. Am Novem-
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ber 1863 erhielt die Vertretung der Staatsanwaltschaftt beim Landgericht Nabburg
übertragen, ML Monatsgehalt VO  e Gulden Zum Maı 1865 erfolgte
Ernennung als AÄAssessor Landgericht Neumarkt OPf August 1866
wurde gleicher Stellung das Bezirksgericht Amberg VO  — 156/
bıs Januar 172 auch als Untersuchungsrichter fungierte ledienstlichen Beurteilun-
SCH dieser und der folgenden Jahre bescheinigten Walter MIt L1UT Varıatiıonen
1inNe „außerordentliche Arbeitskraft und „CINC ganz hervorragende Auffassungs-
gabe „ausgezeichnete Fähigkeıten, reichen Schatz juristischen Wıssens un:
allgemeıner Bildung un hervorragende Geschäftsgewandtheıit

I1

Langjährige berufliche Hıntansetzung leße ındes eher auf 111C mındere Qualifika-
ti1ıon schliefßen Volle zwolft Jahre blieb Walter Assessor, bevor 1inNe definıtiıve
Ratsstelle autrücken konnte Der raschen Karrıere Staatsdienst stand katho-
lısch konservatıve Parteinahme während des Kulturkampfs die ıhrer Ent-
schiedenheıt jede auch 1LLUT taktısche Rücksichtnahme autf den lıberalen Geist egıe-
rung un:! Verwaltung ausschlofß. Kennzeichnend hierfür IST, dafß Walter als
königlicher Beamter 1ı Amberg demonstratıv der Fronleichnamsprozession
teilnahm. Durch politische Befähigung, durch außerordentliche Rührigkeıt un: grofße
Beredsamkeıt innerhalb WENILSCI Jahre ZUr Hauptfigur des Amberger politi-
schen Katholizısmus auf

In Amberg estand SEeITt März 1865 4116 Gesellschaft „Concordia vergleichbar den
Katholischen Kasınos, WIC S1C Zeichen der Auseinandersetzung IM1L dem weltan-
schaulichen und dem polıtischen Liberalismus während der folgenden Jahre vielen
Stäidten gegründet wurden Der Vereın laborierte jedoch unfertigen Selbst-
verständnıis häufigem Vorstandswechsel un persönlıchen Dıifferenzen Satzungs-
gemäfß bezweckte dıe Concordıa lediglich die Förderung katholischer Geselligkeıt
Wohl hatte S1I1C der NECUC Stadtpfarrer Miıchael Helmberger 867/68 ormlos die Agı-
Ltatıon lıberalen Schulgesetzentwurf un:! die Vorbereitung der Zollpar-
lamentswahl der ersten direkten und geheimen Wahl Deutschland eingeschaltet,
aber die selbstauferlegte polıtische Abstinenz stand doch tieteren Wirksamkeit

Yst das polıtisch hocherregte Jahr 1869 welchem sıch Gefolge ZWCECICT

Landtagswahlen die Bayerische Patrıotenparteıi als Urganısatıon des katholischen
Konservatıvyvi1ısmus tormierte, rachte die Sache auch für Amberg Entscheidung
näher In der Generalversammlung der Concordia VO Dezember 1869 wurde Walter
ZU Ersten Vorsitzenden gewählt Die Vereinschronik kommentierte, da{fß INnan ıhn
als letzte Hoffnung VOT dem erwürtnıs gesehen habe Walter hatte Vereın durch
sSsC1INCHN konsequenten Standpunkt WI1C durch gediegene historisch-politische Vortrage
authorchen lassen, gehörte den ersten regelmäfßigen Beıtragern der 1868 gC-
gründeten „Amberger Volkszeitung“ die Nl Aprıl 869 der Redaktion des
Buchhändlers Joseph Habbel stand. Habbel wurde derselben Wahl ZU Zweıten
Vorsitzenden bestimmt, und Walter bıldeten C1Mn kongeniales Gespann Unter ıhrer
AÄgide halbierte InNnan November 1871 den Mitgliederbeitrag und den Ver-
einszweck die „Wahrung der katholischen Interessen“ , W as die offene Politisie-
rung bedeutete und auch die amtlıche Einstufung der Concordıia als politischer Vereın
ZUuUr Folge hatte Unter dem Damoklesschwert des Kanzelparagraphen die
katholisch polıtischen ereine L11U  Z allenthalben das Instrument derer sıch dıe Kırche

ihrer Verteidigung bediente
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Dıie Auseinandersetzungen der folgenden anderthalb Jahre ın Amberg, dıe weıt
über die Stadtgrenzen hınaus Wellen schlugen, tragen unverkennbar den StempelWalters. Den spektakulären Auttakt iıldete die Beerdigung des ersten Altkatholiken
Xaver Zunner Januar 1872 Das Stadtpfarramt verweigerte nach Rückfrage beim
bischöflichen Ordinariat eın kirchliches Begräbnis, der Magıstrat CrIZWaANS autf Weisungder Kreisregierung ın Regensburg die Herausgabe der Spitalkirche un! das Läuten der
Sterbeglocken, den Gottesdienst hielt Protessor Johannes Friedrich 4aus München.
Walter überzeugte sogleich 1ın „eiıner feurigen un! alles mıiıt sıch tortreißenden Anspra-che“ (Vereinschronik) die Concordia VO  5 der Notwendigkeit eines machtvollen Pro-

Er formulierte ıne Beschwerde SCn Rechtsverletzung, die schließlich 1500
Unterschritten tırug (gut drei Viertel der volljährigen katholischen Männer Ambergs!)un außer dem Kultusministerium auch den Landtag beschäftigte. Auf der Woge die-
SCS kämpferischen Autbruchs schnellte die Mitgliederzahl der Concordia 1mM Frühyahr
1872 vVvon 170 aut über 400 ‚POT, bis 1874 stieg S1e auf 550 Im November 1872 führte
Walter die katholische Parteı iın die Gemeindewahlen un! eroberte aus dem Stand alle
acht treiwerdenden Sıtze 1mM Gemeindekollegium; auch selbst un! Habbel erhielten
eın Mandat. Auf dem als ank- un: Sıegesfeier gestalteten niıchtpolitischen Stiftungs-fest Dezember sprach Walter davon, da{ß$ seıne Parteı ohl Frieden halten wolle,
aber auch den „Kampf bis auf’s Messer“ nıcht scheue, talls INnan fortfahre, die heilig-
sten Rechte VO Religion un! Kırche mıiıt Füßen treten. Zeugenaussagen zufolgefıel, ın Anspielung auf den allerhöchsten Argwohn die katholische ewegung,auch der Satz, König Ludwig ıne Bınde die ugen Am Dezember
wutete eın Grofßbrand in der Stadt, den Walter ıIn mehreren Zeıtungsartikeln der nach-
lässıgen Feuerpolizeı des lıberalen Magıstrats anlastete. Dıiıeser wıederum schrieb den
alarmıerenden Umstand, da{fß der armere Teıl der Bevölkerung die Hılfeleistung VeTI-

weıgert hatte (AES brennt Ja 1Ur bei einem Liberalen!“), den unablässigen Hetzereıen
der Klerikalen und namentlıch Walters, des „bösen Dämons der Stadt“, un Ver-

fügte 51 Dezember die Schließung der Concordia. Walter vertafite Nnterm Ja-
1Uar 1873 ıne 20seitige Nıchtigkeitsbeschwerde, argumentierte auch damaıt, da{ß
etwailge Verfehlungen seıner Person nıcht dem Vereıin angelastet werden ürften. Zu
dieser eıt 1ef bereits eın Diszıplinarverfahren ıh Der Berufung die Regıe-
LUNS der Oberpfalz wurde wel Monate spater stattgegeben un die Concordia reakti-
viert, Walter hielt sıch aber fortan mıt provokatıven Autftftritten zurück und gab be] den
Ausschufßßwahlen Dezember 1873 den Vorsıtz Joseph Habbel ab

111

Diese Entscheidung fiel Walter nıcht eicht, S1e Wr aber MmMıiıt Rücksicht auf seıne
dienstliche Stellung zwıingend geboten. Schon 1mM März 1871 hatte die Regierung der
Oberpfalz das Justizminısterıum berichtet, der Assessor se1ln seıner OpposIi-tionellen Parteistellung iın Amberg untragbar geworden. Dıi1e Dienstreisen als Unter-
suchungsrichter ermöglıchten ıhm häufige Kontakte mıiıt Landpfarrern un! anderen
Führern der Patrıotenpartel, auch als Mıtorganısator zahlreicher Katholikenver-
sammlungen, 1ın Amberg, Eıchstätt, Bamberg und Deggendorf, WAar ın Erschei-
NUunNng Der Regjierungspräsident Max VO  —; Pracher sah iın Walter eiınen der „ul-
ira  ntanen Hauptagıtatoren“ der Oberpfalz. Mıt Wırkung VO 31 Januar 1872 ent-
ZOS INan ıhm, anerkannter Unparteıilichkeıit 1m Dıienst, die Funktion als Unter-
suchungsrichter, 1m Aprıl 1871 WAar seın Gesuch Verleihung eıner Advokatur 1in
Regensburg, die ıhm ıne unabhängigere Exıstenz eröttnet hätte, ebentfalls aUusSs polıiti-
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schen otıven abgelehnt worden. Im Amberger Kollegenkreıis isolıert, Cr WOS Walter
Ende 1871 garl, den Staatsdienst quıittieren und ın Ihurn und Taxıssche Lienste
überzutreten. ıne bedrohliche Zuspitzung rachte schließlich das Disziplinarverfah-
ICI Nn des Vorwurts der Volksaufwiegelung un!I seıner Ällß€l‘lll'lg€l‘l auf
dem Stiftungstest VO' Dezember w/2 Das AppellationsgerichtRegensburg erteıilte
Walter 13 Februar 18573 eınen schweren Verweıs miı1ıt der Androhung, ıhn 1M Wıe-
derholungsfall VOT Gericht zıehen. Der Oberste Gerichtshot erkannte in der Revı-
S10n VO' März dann War 1Ur auf eintache Ordnungsstrafe ohne Folge für die
Qualifikation. Es verwundert diesen Umständen aber nıcht, WECeNnNn Walter seın
politisches ngagement zurücknahm W as nıcht ausschlof(, dafß auch weıter-
hın „WeNn nıcht der Kopf, doch die Seele“ der Concordia blıeb, wıe seın Bezirks-
gerichtsdirektor vermutfetie

Den Hintergrund der amtliıchen Beurteilung Walters bildete jene eıt regel-
mäfßıg seıne bedrängte finanzıelle Lage Unter Berufung auf s1e hatte 1M Jahre 1870 die
nächstvorgesetzte Behörde seiıner Ernennung Z.U) Staatsanwalt wıderraten, un! noch
1884 kam A4UusSs demselben rund nıcht für die Stellung eınes Gerichtsvorstands oder
Landgerichtsdirektors ın Betracht. Im September 1862 hatte Walter seıne Trau Marıe
geheiratet, aus der Ehe gingen ıne Tochter und Wel Söhne hervor (geboren 1864,
1866, 9 ıne weıtere Tochter starb 1mM Kındesalter. Von Haus A4US ohne ererbtes
Vermögen, WAar der Assessor miıt seıner Famlılie ausschließlich aut eın spärliches Jah-
resgehalt VO  = 900, ab 1872 VO  w} 1300 Gulden, nach der Währungsumstellung 876 VO  a

3000 ark angewlesen, das einer eingeschränkten Lebensführung gerade hın-
gereicht hätte. Die Mısere Walters aber gründete 1n besonderen, häuslichen Umstäan-
den, die dem Justizminısterıum ın eıner Vorstellung VO' Junı 1873 offenlegte:
Se1it der Heırat hatte seiıne Frau ZuUugunsten ıhrer verarmten Mutltter mehrmals ohne seın
Wıssen Darlehen aufgenommen und ıhn iın Verlegenheıten gesturzt. Mehrmals CI WOß

die Scheidung, scheute aber dann doch den Skandal; mıiıt Rücksicht auf die Kınder
und 1m Vertrauen auf ıne Besserung seıner Frau Um ıhr jede Möglichkeıit des
Schuldenmachens abzuschneiden, warnte O$' PCI Zeıtungsannonce davor, ıhr auf
seınen Namen weıter Kredit gewähren. Nur aufßerster Sparsamkeıt gelang C die
Gläubiger zufriedenzustellen: 1m Oktober 1873 erhielt Walter dazu 4US dem 1SpO-
sıtionstonds des Justizministers angewıesen.

Man könnte über diese eın privaten und ımmerhin doch peinlıchen Einzelheiten
hinweggehen, WEn s1e nıcht auch die persönliche Glaubwürdigkeıt des Polıiti-
kers Johann Walter 1Ns Feld geführt worden waren. Nıcht 1LL1UT da{fß INan fragte, aus

welchen Quellen die zahlreichen Reısen Katholikenversammlungen tinanzıerte.
ach der ersten Wahl iın den Landtag 1875 mutma{(te eın Ossıer der Bezirksregie-
rung, Walter habe seıne Parteistellung „nıcht ohne alle Rücksicht aut materielle Vor-
teile“ gewählt und sıch „schon mancher Unterstützungen VO'  - klerikaler Seite“ C1-

treut. Damıt wurde iınsbesondere auf seıne CNSC, freundschaftliche Beziehung
Habbel angespielt. In abgewandelter orm begegnete dieser Vorwurtf auch 1in dem
zweıten, etzten Disziplinarverfahren Walter, das sıch VO' Oktober 1876 bıs

Maäarz 1877 hinzog. DDas ekannt unser1öse „Bayrısche Vaterland“ des Münchener
Redakteurs Johann Sigl, der Walter be1 den Wahlen des Jahres 875 1mM Wahlkreıs
Stadtamhof unterlegen WAal, hatte ihn als heimlichen Redakteur der Amberger Volks-
zeıtung denunzıiert. Die daraufhin angestrengte Untersuchung ergab außer der VO:  -

Walter nıe bestrittenen frejen Miıtarbeıt der Zeıtung keine belastenden Anhalts-
punkte. Dıie tür eın Disziplinarverfahren höchst ungewöhnlıche Art,; ın der Habbel
un! seıne Angestellten 1NOINMECN worden Fıd und mit Androhung des
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Zeugniszwanges wurde selbst 1ın der überregionalen Iınkslıberalen Presse als Schlag
das moderne Rechtsgefühl gebrandmarkt un! Dezember 1877 auch VOTr

dem Landtag als krasser Fall eiınes polıtischen Disziplinierungsversuchs aufgerollt.
Der Vorwurt der Käuflichkeit erledigte sıch VO  3 selbst angesichts der gravierenden

Nachteıle, die Walter Aaus seiıner oppositionellen Haltung erwuchsen. Im August 1876,
noch VOr der eben erwähnten Affäre, hatte das Justizminısterıum die rällıge Beförde-
LuNng Walters mi1ıt dem Bemerken zurückgestellt, da{fß seın „polıtisches Verhalten ke1-
NCSWCPS tadelfrei“ sel. TSt nach Abschlufß der Untersuchung, nachdem 1MmM Avance-
ment 53mal übergangen worden Wal, erfolgte Maı 1877 die Beförderung ZU

Bezirksgerichtsrat, allerdings gleichzeıtiger Versetzung nach Hot Darauf hatte
seın bisheriger Vorgesetzter bestanden.

Walters entschiedene Haltung, seın organısatorisches Geschick, aber auch die be-
rufliche Zurücksetzung verschafften ıhm über die renzen Ambergs hınaus großes
Renommee und wıesen iıhn als bevorzugten Anwärter autf eın polıtisches Mandat aus.
1875 wählte ıhn der Wahlkreis Stadtamhoft 1ın den Landtag. Walter gehörte der Kam-
InNeTr der Abgeordneten bıs 1899 d ab 1881 vertrat den Wahlkreis Amberg. In den
Reichstag hat ıhn dagegen nıe SCZOSCNH.

In der patriıotischen Landtagsfraktion, die während der Legislaturperiode 1875—
1881 Je einem Viıertel aus katholischen Geıistlichen sSOWIl1e AaUuS Handwerkern und
Gewerbetreibenden bestand, einem weıteren Füntftel aus Bauern un: Gutsbesıit-
ZCTN, WAar der für die Gesetzgebungsarbeit unverzıichtbare Juristische Sachverstand
Walters hochwillkommen. 1875 entsandte ıhn die Fraktion iın den Petitionsausschufß,
mit Begınn des 28 Landtags Juliı 1877 1n den Finanzausschufß. Nachdem sıch
dort seiıne Arbeitskraft kleineren Reteraten erwıesen hatte über die Etats des (s3e-
SELZ- un! Verordnungsblattes, der königlichen Hauptmünzanstalt un! der Bank
wurden ıhm ab Julı 1879 zusätzlich dıe umfangreichen Referate über die Etats des
Justizministeriums un! der staatlıchen Forst-, Jagd- und Triftverwaltung anvertiraut
ber diese jJahrliıch wiederkehrendenAufgaben hinaus WAar 1m Februar 8/8 Bericht-
erstatter ber die VO Innen- un! Justizminısterıum projektierten Bauvorhaben
(u A. Justizpalast), 1im Februar 1879 über einen außerordentlichen Staatskredit, 1m Fe-
bruar 1880 und Aprıl 18852 über einen außerordentlichen Heereskredit, 1im Januar 1882
über die Erbauung des Hochotens 1ın Amberg, 1M März 1882 über das provisorische
Steuergesetz Pro 1882 Am Oktober 885 wählte ıhn der Finanzausschufß seiınem
Vorsitzenden. Daneben gehörte Walter 1ın rascher Folge mehreren besonderen,
nıchtständigen Ausschüssen Im Julı 878 dem Ausschufß ZUr Beratung der Durch-
führungsgesetze ZuUur Reichsprozeßordnung und Z.U) Reichsgerichtsverfassungs-
DESECIZ, 1mM Februar 879 dem Ausschufß über die Neufassung des Gebührenwesens
und der Erbschafttssteuer. Februar 1880 fungıerte Walter als Schrittführer 1mM be-
sonderen Ausschufß für die Retorm der Steuergesetzgebung; da{fß diese komplexe Ma-
terıe binnen eınes Jahres abgeschlossen werden konnte, 1st wesentlich seiner Tatkraft
und Inıtiatıve zuzuschreiben. Im Aprıl 883 erstattetie das Reterat über eın at-
lıches Hiılfsprogramm für Hochwassergeschädigte, gleichfalls 1mM Aprıl 1883 wählte
ıh der Ausschufß ZUr Beratung eınes Antrags auf Revısıon des Heımat- und Armen-
pflegegesetzes Z.U) Vorsitzenden. ach Eınsetzung der Regentschaft tormulierte
Walter 1m September 188/ einen Gesetzentwurf, der den Prinzregenten hıiınsıchtlich
der Beamtenernennung, der Organısatıonskompetenz und der Vertügung über das
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Krongut dem Monarchen gleichstellte un! adurch dıe Kontinuintät der Staatsverwal-
(ung siıcherstellte. Im September 1887 wurde er auch Mitglıed des besonderen Aus-
schusses Zur Beratung des Branntweinsteuergesetzes, 1mM Maärz 1888 stellvertretender
Vorsitzender des Ausschusses ZUr Revısıon des pfälzischen Hypotheken- und Vor-
mundschaftsrechts, 1mM Oktober 1891 Vorsitzender eines Ausschusses, dem die Er-
anzung des Polizeistrafgesetzbuches Bestimmungen betrügerische Ver-
sicherungsagenten oblag. Am November 1891 vertrat einen Inıtıatıvantrag aller
Fraktionen Zur geplanten Einführung einer reichseinheitlichen Milıtär-Stratprozeß-
ordnung; verwahrte sıch hier energisch dagegen, die Prinzıpien der bayerischen
Milıtär-Strafgerichtsordnung VO  3 1869, welche eın Ööftfentliches und mündliches Ver-
tahren vorsah, den preußischen Verfahrensgrundsätzen, die keinerlei rechtsstaatliche
Cjarantıen boten, opfern. Diese dürre Aufzählung INa eınen ungefähren Eindruck
VO  5 der Spannweıte der Probleme geben, denen sıch die Sachkompetenz Johann
Walters bewährte, un:! VO  a der Intensıität seıner parlamentarischen Arbeit. Dıie alpha-
betischen Sprecherregister weısen ıhn regelmäßig als eiınen der tleißigsten Redner 1mM
Plenum aus

Unter den bayerisch-patriotischen bzw (ab den Zentrumsabgeordneten 1St
Walter der entschieden opposıtionellen Fraktionsmehrheit zuzurechnen, welche die
Ablösung der lıberalen Mınısterıien beständig forderte, aber die VO der Verfassung
SCZOCNCNH renzen peinlıch respektierte. Darın unterschied INan sıch sowohl VO  5 den
auf partıelle Zusammenarbeit mIit der Regierung ausgehenden „minısteriellen“ Ele-
menten Ww1e VO mM!  9 „klerikalen“ Flügel, der iıne Obstruktionspolitik befür-
wortete Diese Mittelgruppe der Fraktion stand auf dem Boden der konstitutionellen
Monarchie und interpretierte deren Entwicklungsmöglichkeiten 1M Interesse der kon-
servatıven Mehrheit der bayerischen Bevölkerung. Dıies bedeutete, da{fß die Einschrän-
kung der königlichen Prärogatıve durch ıne törmlıiche Parlamentarisierung nıcht ZUTr
Debatte stand, INnan aber gleichwohl ıne Regierung nach dem ınn der parlamentarı-
schen Mehrheit als natürliıches Gebot des Konstitutionalismus erachtete. Eingeschlos-
SCIl WAal, weiıl und solange INa  3 die Maorıtät der Wähler hınter sıch wulßte, ıne sehr
tortschrittliche Posıtion ın der Wahlrechtsfrage. Als hervorragender Exponent dieser
Rıchtung wurde Walter nach der Neuwahl VO  $ 1881 ın den neunköpfigen Fraktions-
vorstand gewählt. Seine WahlZVorsitzenden des Finanzausschusses ım Jahre 1885
WaTr die Folge eines Revırements, das der Ausschaltung miınısterieller FElemente galt

In seiner Jungfernrede am 29 März 1876 geißelteWalter staatlıche Übergriffe bei der
Verkündigung des könıiglichen Handschreibens VO Oktober 18573 MI1t dem Lud-
W1g H die lıberalen Mınıster seınes Vertrauens versichert und das Mıiıfstrauensvotum
der neugewählten Kammermehrheıiıt abgewiesen hatte. In einzelnen Landgemeinden

die Bürgermeıister der Auflage ZU teierliıchen Verlesung VOTL versammelter Ge-
meinde nıcht nachgekommen, die Bezirksämter hatten Zwangsmafsnahmen ANSC-
droht Der Bürgermeıster se1l ZU unbesehenen Vollzug al] dessen verpiflichtet, W as

dıe vorgesetzte Behörde ıhm vorschreıbe. Wenn dieser Grundsatz durchdringe,
Walter, „dann 1St nach meınem Dafürhalten der aun nıedergerıissen, den die Vertas-
SuNg Wıillkür und Absolutismus aufgerichtet hat“ In der Kammer hatte die pPa-
triotische Fraktion Anfang März 1876 ihr Mifßtrauen das Mınısterium bekräftigt
un! erklärt, 1114n werde künftig 11UT die ZUuUr Fortführung des S+aatshaushalts unbedingt
notwendigen Ausgaben bewilligen; eın globales Steuerverweigerungsrecht kannte
dıe Verfassung nıcht. Als Walter 1877 ZU)] ersten Mal den Etatberatungen 1m
Finanzausschufß teilnahm, beantragte CI , den Dispositionsfonds des Staatsmin1i1-

des Hauses un! des Außern [L1UT der Auflage genehmigen, da{ß dem
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Ausschufß oder einem bevollmächtigten Mitglıed vertrauliche Nachweıse über die
Verwendung ausschließlich Unterstützungen vorgelegt würden. Als der Mınıster
dies ablehnte, strich I1a den Tıtel ganz,. Auf diese (für die Regierung allerdings wenı1g
gefährlıche) Weıse verliehen die Patrıoten ıhrer Opposıtion auch 1n den folgenden Jah-
TCMN SCIT Nachdruck. In derselben Absıcht verweıgerte Walter amenNns seıner Fraktion

Februar 1878 dem Kultusministeriıum wel NEUC Mınıisterialratsstellen,
11 Februar dem Justizminısterıum den Bau des Justizpalastes, 21 Februar dem
Kriegsminister eınen außerordentlichen Miılıitärkredit. Als Refterent für aufßerordent-
lıche Heeresbedürfnisse sSetIzte noch be] mehreren Gelegenheiten den Rotstift CIND-
tindlich und verwıes ZUr Deckung auf den ordentlichen Miılıtäretat, der als Fıxum
dem Einflu{fß des Landtags blieb Hıngegen zOögerte nıcht, FF Fe-
bruar 879 die Annahme eınes aufßerordentlichen, Zur Defizitdeckung ertorderlichen
Staatskredits 1ın Ööhe VO Mıo ark empfehlen. egen den Extremen Aloıs
Rıttler verteidigte die Vorlage MmMIt den Worten „50 wiırd das Wort ‚Upposıtıion‘
doch ohl nıcht gedeutet werden dürfen, dafß INnan auch anerkannte Staatsbedürfnisse
blofß eshalb zurückweıst, weıl INnan oppositionell D  Ist  * dem Land, nıcht der Regıe-
rung se1l AUS$S eiıner Verlegenheıt helten. Staatspolitische und dynastische Rücksicht-
nahme bewies Walter als Sprecher seıner Fraktion auch während der Regentschafts-
krise nach dem Tod Ludwigs I1 war oriff ın der Landtagsdebatte VO Junı
1886 die Mınıister, die sıch in Kenntnıis der Geisteskrankheit des Königs jahrelang autf
dessen Vertrauen eruten hatten, schart Jedoch verzichtete 11U  - ausdrücklich
auf den Wechsel des „5ystems”, also die Eınsetzung eines patriotischen Parteiministe-
rlums, un! beschränkte sıch autf dıe Forderung nach eiınem Wechsel der diskreditier-
ten Personen.

He Landtagsreden Walters, nıcht 11UT die Finanzreferate, bestechen durch den kla-
ren Duktus der Argumentatıon und durch Juristische Akrıbie, gestutzt autf ıne intıme
Vertrautheit mıiıt dem Problem. Er verstand sıch nıcht als Volkstribun, Demagogıe
un! Eftekthascherei lagen ıhm tern. Im Gegenteıl gerieten seıne Reden SCn des A4aUu$S-

gepragten Hanges Zur Detailfülle recht langatmıg, wiırkten bısweilen eher umständlich
un! spröde. Mıt besonderem Ernst, und entsprechend umfänglıch, wıdmete sıch Wal-
ter kırchenpolitischen Themen. Am März 18872 hıelt die Hauptrede ZU Antrag
seınes Fraktionskollegen Aichbichler, der die Feststellung der Rechtsverbindlichkeit
der SOgeNaANNTEN Tegernseer Erklärung VO  3 1821 für die Interpretation widersprüch-
lıcher Artikel 1ın Religionsedikt und Konkordat bezweckte. Das Referat ging 1mMmM
Stenographischen Bericht über engbedruckte Spalten und behandelte 1M Grunde
das gEsAMTE bayerische Staatskiırchenrecht 4aus katholischer Sıcht AÄAhnlich fundiert
un! umfangreich präsentierte sıch Walters Rede VO November 1889 das
staatlıche Plazet ın Fragen der Glaubenslehre. Am Dezember 1889 attackierte dıe
Regierungn der UÜberwachung VO Geıistlichen, die erstien bayerischen Ka-
tholıkentag München miıtgewirkt hatten. Mıt ebensolcher Entschiedenheit VTr -
wahrte sıch andererseits die Unterstellung, die Patriıotenpartei se1 lediglich
der parlamentarische Arm des Katholizismus: „Im politischen Sınne sınd WIr nıcht
Abgesandte der Kırche und können nıcht se1n; WIr sınd und bleiben Abgeordnete
des Volkes, 11UTr wahren WIr auch die Rechte unserer Kırche“ (4 Februar Walter
gehörte dabei nıcht denjenigen, die 1mM Streben nach kiırchlicher Freiheit die völlige
Beseıtigung des Staatskiırchensystems verlangten. Als die Abgeordnetenkammer
21 Maı 1892 der rage eiınes Kirchengemeindegesetzes nähertrat, plädierte
für dıe Beibehaltung der staatlıchen Kuratel über die Vermögensverwaltung der Kır-
chengemeınden: Völlige Autonomıie vertühre L11UT allzu leichtfertigen Ausgaben.
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Als Vorsitzender des Finanzausschusses beachtete Walter größtmöglıche
Sparsamkeıt. Dıie Etatansätze der Regierung wurden mit spıtzer Feder autf Kürzungs-
möglichkeiten geprült. Es storte ıhn nıcht, WEeNN sıch ab Mıtte der 1880er Jahre Namıl-
hafte Überschüsse 1M Haushalt ergaben; S1e wurden nıcht sotort verplant, sondern als
Reserve gehortet. Diese Zurückhaltung lag nıcht sehr Opposıtionslust oder Knaus-
rigkeıt zugrunde als vielmehr der zeitgenössısche Staatsbegriff, 1m besonderen die
christlich-konservative Auffassung VO  -} den Aufgaben und renzen des Staates. Als
nach den landesweıten verheerenden Überschwemmungen des ınters 882/83 die
Staatsregierung dem Landtag eın Hılfsprogramm 1n öhe VO 1x Mıo ark VOT-

legte, das Walter als Ausschußreferent begutachten hatte, stellte seınem Vortrag
1m Plenum Aprıl 1883 einleitende Worte über das Prinzıp der Staatshıiılte OTrTan:
Staatlıche Finanzhıilte ın diesem Ausmafß se1l iın Bayern ohne Vorbild. egen des Prä-
zedenztalles und „weıl der Grundsatz der Staatshıilte eın sozıalıstisches Prinzıp“ sel,
„eıne außerordentlich bedenkliche Sache“, komme s1e auch 1er I11UT unterstützend Zur

privaten un: kommunalen Wohlfahrt ın Betracht, sOWweıt diese dem Ausmafß des Un-
glücks nıcht gewachsen sel. Vom Ersatz der Bagatellschäden INmMMeEN 450000
ark rıet Walter mıiıt Erfolg ab, weıl in der Konsequenz OnN. „der Staat die all-
gemeıine Unterstützungsanstalt werden und die eıgene Thätigkeıit des Finzelnen bese1-
tigt würde“. Fünf Jahre spater, Maäarz 1888, verwart eshalb auch den Antrag
auf staatlıche UÜbernahme der and- un! Spanndıiıenste für den Wiederaufbau der ab-
gebrannten Kıirche 1ın Bischofsgrün: „Der Staat wiırd ‚.WarTr 1n NECUCTITECET eıt ımmer mehr
als die allgemeıne Melkkuh betrachtet, die INnNnan sıch be1 allen Schmerzen und Be-
dürtnissen wenden elıebt; wiırd fast kaum mehr ıne Glocke auf iırgendeinem
urm NCUu angeschafft, keine Orgel reparıert, keine Kirche mehr ausgetüncht, ohne

Inan den Staat kommt mMiıt der Bıtte fakultative Beiträge.“ Worte, die Ak-
tualıtät nıchts eingebüfßt haben! S1e resultierten aus der Tradıtion des christlichen
Staatsdenkens. Danach War der Staat nıcht das abstrakte Produkt eiınes Gesellschafts-
IT  9 keine absolute Größe, VO  - der alle Macht ausging und die Rechte beliebig
delegierte, sondern das ggregat aller Indiıyiduen und Korporatiıonen ın eıner Gesell-
schaft, welche ın iıhm, dem Staat, kraft natürlichen, also vorstaatlıchen Rechts exıistlier-
LE  3 Unter Korporatıon sınd generell die überindividuellen Vereinigungen erste-
hen, Famılıen, Gemeıinden, Körperschaften, A Indem INnan die Omnıipotenz des
modernen Staates verwart un! den Korporatıonen eın orıgınäres Recht autf Exıstenz
vindızıerte, anerkannte Inan auch ıhre Pflicht, sıch selbst erhalten. Nur ihre
Leistungsfähigkeit übertordert Wal, sollte und durfte der Staat helfend eingreıfen. Aus
diesem Kern hat sıch das Subsidiarıtätsprinzip entwickelt, als taugliches Instrument
gesellschaftlicher Selbstverantwortung w1ıe staatlıcher Selbstbeschränkung.

Dıie Ablehnung des sogenannten „modernen Staates“ auch durch Walter bedeutete
L1U) keineswegs, da{fß eın überzogenes Vertrauen 1n die Selbstordnungskräfte der
Gesellschaft hegte Man wollte Ja nıcht den lıberalen Nachtwächterstaat, sondern
einen polıtisch-sozialen Kosmos, der die sozıale Schutzpflicht des Staates einschlofß.
Aus dieser Haltung gestaltete der polıtische Katholizismus die deutsche Sozlalgesetz-
gebung entscheidend mıt, postulierte aber auch den Schutz der überkommenen
Wirtschaftsstruktur VOT schrankenloser Gewerbefreiheit. Am Aprıl 890 torderte
Walter anläßlich einer Debatte über die ruınösen Wettbewerbsmethoden des Deut-
schen Industrievereins, einer Warenhausgesellschaft auf Aktienbasıs, der Staat musse
ıne aktıve Ordnungsfunktion übernehmen und Vorkehrungen die wirtschaft-
lıche Existenzbedrohung Tausender VO  - Gewerbetreibenden tretffen: Es dürfe nıcht
SOWeIlt kommen, „dafß NUur diıe physische Exıstenz noch Schutz 1m Staate hat“ Im
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gleichen Tenor verlangte 18 November 1891 protektionistische Maßnahmen
für die kleinen Bierbrauer die Konkurrenz der Großbrauereien. Ihn aängstigte
die Vorstellung, die ıhr Fortkommen gebrachten Leute könnten den Soz1aldemo-
kraten zustromen un! dadurch der Bestand der staatlıchen Ordnung überhaupt BC-
ährdet werden.

Dieses staatskonservative Moment 1St auch be1 dem Projekt nıcht übersehen, miıt
dem sıch Walter das nachhaltigste Verdienst seınen Wahlkreis erwarb, der Er-
bauung des Hochotens ın Amberg. DDas ärarialische (staatlıche) Eısenerzbergwerk ın
Amberg befand sıch selt Mıtte des Jahrhunderts 1n eıner schleichenden Rentabili-
tätskrise. Dıie Ursachen lagen ZU eiınen ın der schwertälligen Wırtschaftsführung, 1m
Ankauf talscher Maschıinen un ın unfachmännisch durchgeführten Prospektierun-
SCH, ZU anderen 1mM Fehlen eıgener Verarbeitungsmöglichkeiten. Hauptabnehmer
des Erzes War die Aktiengesellschaft Maxıimilıanshütte, die mehrtfach selbst Interesse

Amberger Erzberg bekundete un! ıhn möglıchst bıllıg ın die and bekommen
hoffte. Liberale Kreıse favorisiıerten A4UuS grundsätzlicher Abneigung das 5System
der Staaatsbetriebe ebentalls ıne Veräußerung des Amberger Werkes, während die
konservatıve Seıite seiıner Modernisıerung das Wort redete, konkret der Erweıterung
durch den Bau eınes Hochofens, der alleın die Konkurrenzfähigkeıit sıchere. Am
und Aprıl 1876 kritisıerte Walter VOT der Abgeordnetenkammer WAar 1ın schartfen
Worten die Versäumnıisse der staatlıchen Betriebsführung, warnte aber VOT eiınem
Verkaut Wert un nıcht wenıger nachdrücklich VOT dessen sozıalen Folgen:
„Überall da, der Staat Arbeıter unterhält, kann die sozıale rage keinen Boden tin-
den  “ 1ın Amberg hätten sozijalıistische Agıtatoren den Arbeitern der Gewehr-
fabrıik un! des Bergwerks keine Chance. Wohl müfßten die Staatsbetriebe
Walter 18872 1ın derselben Sache ıhre Fiffizienz steıgern, unbestritten aber sel, da{ß
dort „dıe rücksichtslose Ausbeutung des Arbeiters nıcht iın dem aße stattfindet, Ww1e
dies leider bei manchen Privatunternehmen der Fall 1St Dezember 879 be-

mMIı1t drei oberpfälzıschen Fraktionskollegen die Errichtung einer och-
ofenanlage, Januar 1882, nachdem sıch auch der Finanzmuinister VO'  3 den Aus-
sıchten des Projekts überzeugt hatte, stimmte die Kammer Der Hochoten tührte
das Werk tatsächlich A4uUuSs der Kriıse und legte den rund für den weıteren Ausbau der
Luitpoldhütte iın den folgenden Jahrzehnten.

Neben dem geistlichen Lyzealrektor Balthasar Daller und dem Studienprofessor
eorg ÖOrterer zählte Walter aAb den achtziger Jahren ZuUuUr ECENSCICH Führungsriege der
Bayerischen Patrıotenparteli. Gouvernementaler Neıigungen unverdächtig un! prinzı-
pıentreu, hatte die Schule des Parlaments doch seınen politischen Stil gemäßigt. Der
ruhıge, sachliche TITon seiner Kammerreden machte höheren Orts Walters Amberger
Vergangenheit VErgCcSSCH un! beseitigte auch die Hemmnıisse, dıe dem beruflichen
Aufstieg 1M Wege gestanden ach der Beförderung ZU Bezirksgerichtsrat ın
Hoft 1877 avancıerte dort August 1879 ZU Landgerichtsrat. Im kühlen
Klıma des protestantischen Obertranken wurde Walter jedoch nıcht heimisch, das
Odium der Strafversetzung aftete daran. Er tühlte sıch unterfordert, klagte, werde
VO  — seiınen Kollegen als „supernumerarıus“ betrachtet un angefeindet, weıl 1mM Fı-
nanzausschufß einen Personalabbau der Hoter Gerichte angeregt hatte. ach wieder-
holten Versetzungsgesuchen transterierte ıh das JustizminısterıumZ Julı 18872
mıtsamt seıner Stelle das Landgericht München Dıie Wahrnehmung des Abgeord-
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netenmandates War Walter damıt wesentlich erleichtert. Am Jul: 1890 schon 1mM
Zeichen des Endes der Ara ut7z rückte ZOberlandesgerichtsrat auf und wurde

Junı 1891 das Oberlandesgericht München Schliefßlich erfolgte
Julı 1896 seiıne Beförderung ZU Rat Obersten Landesgericht. Selit März 894

tunglerte außerdem als richterlicher Beamter des Landesversicherungsamtes, noch
1m Dezember 1899, sechs Wochen VOTr dem Tod, wurde Mitglied des Diszıplinar-hofes

Durch diese spate, dann aber umnso raschere Karrıere auch privat mıiıt dem bayer1-
schen Regierungsliberalismus Z,U] Teıl ausgesöhnt, bewirkte VOTLT allem die polıtische
Entwicklung der 1890er Jahre be1 Walter ıne staatskonservative Mäfsigung, die VO  n
seiıner trüheren Haltung absticht. Von Eintlu{fß Mag 1erbei zunächst die Rücksicht auf
die durch die Regentschaft geschwächte Stellung Bayerns 1m Reich SCWESCH se1in. Be-
stiımmender aber wurde der Rücktritt des leıtenden Mınıiısters Johann VO  3 Lutz, der
Zentralfigur des bayerischen Kulturkampftes, 1im Maı 890 Das NEUEC Mınısteriıum
Crailsheim SeLIzZteE ‚.War dessen politische Lıinıe fort, gleichwohl kam namentlıch der
NEUE Kultusminister Ludwig August VO Müller der Opposıtion iın Teilfragen klug
Nn, W alr pragmatıschen Arrangements mıit leitenden Zentrumspolitikern nıcht
abgeneıgt und ZOR auf diese Weıse die gemäßigten Kräfte des Zentrums AA tormlosen
Unterstützung der Regierungslinie heran. Dem Mınısterium empfahl sıch diese
Taktık, weıl die Zentrumstfraktion den Niedergang des polıtischen Liberalismus als
stabilste parlamentarische Größe überdauerte. Das Zentrum seınerseılts akzeptierte
auf seiınem gemäfßigten Flügel stillschweigend ıne partıielle Zusammenarbeıit, weıl
durch Sozialdemokratie und Bayerischen Bauernbund zunehmend Druck VO  3
lınks gerlet. 893 O:  Nn erstmals 1NCUNMN Bauernbündler un! tüntf Sozialdemokraten iın
den Landtag ein, das Zentrum verlor die absolute Mehrkheiıt. Es wurde adurch nıcht
LLUTr 1ın seıner Opposıtionsrolle, sondern 1n zentralen Bereichen seınes politischen Pro-
Tamıms verunsıchert. Dıie innerparteıliıchen Dıvergenzen zwıischen dem demokrati-
schen Flügel, der auch den Preıs des Zusammenwirkens miıt den Sozıualısten die
verfassungspolitisch tortschrittlichen Traditionen der Parteı hochhielt, un! dem
staatskonservatıven, welcher eben diese Posıtionen, 1im Interesse eiıner Eiındimmung
der „Umsturzparte1” un 1ın orge den eigenen Eıinflufßß, zurückzustellen bereit
WAar, erhielten ıne 1NECUC Dımensıon.

Johann Walter 1U  a galt in seınem etzten Lebensjahrzehnt als eiıner der profilierte-
sten Wortführer des staatskonservativen, gemäfßigt oppositionellen Zentrumstlügels.
Mıt den Männern der demokratischen Richtung, iınsbesondere MI1t Franz Schädler
un! eorg Heım, geriet VOT der Fraktion mehrmals hart aneiınander. Kennzeich-
nend wurde seıne STarre Haltung iın der Wahlrechtsfrage. Das Wahlgesetz ZU Bayerı1-
schen Landtag War zuletzt 1881 novelliert worden, sah indirekte Wahlen VOT, also
die Bestimmung der Abgeordneten durch Wahlmänner. Die Wahlkreiseinteilung
eruhte auf der Volkszählung VO  n 1875 und berücksichtigte nıcht die seitherige Bevöl-
kerungsverschiebung VO Land Zur Stadt Daraus ergab sıch iıne krasse Ungleichheıt
des Stiımmengewichts, ıne Retform schien dringend angezelgt. Jedoch ergaben sıch
hıer dreı Probleme: Erstens schlofß die Verfassung VO  5 1818 ıne Verfassungsände-
rung während der Regentschaft AUS, zweıtens bedurfte das Wahlgesetz eıner wel-
drıttelmehrheit, für die angesichts der unterschiedlichen Interessen bei der Neu-
formierung der Wahlkreise keine Aussıicht bestand, drittens un: VOT allem konnte
dem Zentrum mıiıt Rücksicht auf seıne ländlıche Wählerschaft nıcht daran gelegen
se1ın, die Grofßstädte und MI1t ihr die Sozialdemokratie polıtisch aufzuwerten. Walter
schwor seiıne Fraktion gegenüber den Wahlreformanträgen VO  3 SPD un!: Bauernbund
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in den Jahren 1893 Y 1895 un: 189/ auf den staatsrechtlichen, tormalen Standpunkt e1n,
ıne Verfassungsänderung auf keinen Fall zuzulassen. Nur 1m iußersten Noftfall,
WE die salus publica auf dem Spiel stünde, dürtfe 1I1an VO diesem Prinzıp abgehen.
Davon könne aber hier keine Rede se1ın, 1mM Gegenteıl se1l „die Parteistellung der An-
tragsteller genügender Beweıs dafür, da{fß WIr auch nach dieser Rıchtung aufßer-
ordentlich sorgfältig und behutsam seın mussen“. Dıie Offentlichkeit interpretiertediesen Standpunkt Recht als Abkehr w der jahrzehntealten Forderung des Zen-

nach einem den Wählerwillen geLIreu abbildenden Wahlmodus, auch ın der
Fraktion sıch Widerstand. Nur die Wahlreformfrage auf längere eıt 99 den
Toten“ legen und die Unmöglıchkeıt einer qualifizierten Mehrheit demonstrie-
reMN, empfahl Walter 1MmM Oktober 1897, einen Gesetzesantrag nıcht VO  e VOTI-
hereıin als unzulässıg zurückzuweisen. rst 1906 am, 1m Zusammenwirken VO  - Zen-
eirum und Sozialdemokratie, eın Landtagswahlgesetz zustande.

Nıcht 1U  - 1ın dieser rage vermißt INnan bei Walter den polıtischen Schwung seıner
frühen Jahre Durch und durch Jurist, Orlentierte sıch se1ın verfassungspolitisches
Denken nunmehr SalızZ Status qUuUO Der Gedanke, da{fß der Wandel der Vertas-
sungswirklıchkeit, gerade 1mM Machtdreijeck zwiıischen onarch, Mınısterium un!
Landtag, ıne Teıilrevisıon der Verfassungsnorm ertordern könnte, Jag ıhm tern. Dar-
A4US tfolgte ıne überaus restriktive, bısweilen reaktionäre Auffassung VO  } den Oompe-
tenzen der Abgeordnetenkammer. Als nach den Fuchsmühler Bauernunruhen VO
Oktober 1894, die Aaus eiınem Streıit Holzrechte erwachsen und VO' Miılıtär blutig
nıedergeworfen worden N, der Sozıialıst Grillenberger eın Tadelsvotum
das Mınısterium beantragte, argumentierte Walter, der Antrag se1 verfassungswidrigund eshalb ormell nıcht zulässıg, weıl der Landtag „keıin Recht /habe] der Staats-
regierung 1mM allgemeınen ıne Billıgzung oder Mißbilligung auszudrücken“. Orterer
wandte ein, die Kammer sıch selbst, WenNnn sS1e iın ıhrer Selbstbescheidung

weıt gehe. Beım Gedenken den 75. Jahrestag der ersten Konstitulerung der Ab-
geordnetenkammer zıtlerte Walter Februar 1894 als unverändert gültıge Rıcht-
schnur jene Sätze, mıiıt denen König Max Joseph 1819 die Aufgabe der Volksvertre-
ter umschrıieben hatte: redliche un unbefangene Gehilten der Regierung
se1n; gewissenhaft ehrend die durch die Verfassung bezeichneten renzen ıhres
Wirkens.“ Dıie Beıispiele moögen zeıgen, WI1e Walter alles 1n allem seınen Frieden mıt
dem real ex1istierenden bayerischen Konstitutionalismus schlofß, Je höher ıhn der be-
rufliche und polıtische Aufstieg selbst 1ın den Kreıs der Führungselıte tührte. Dıie aller-
höchste Anerkennung blieb nıcht Aaus: Am Junı 1894 verliıeh ıhm Prinzregent ult-
pold das Rıtterkreuz des Verdienstordens der bayerischen Krone, mMı1t dem der PCI-sönlıche del verbunden War

Seit dem September 1893 bekleidete Walter auch das Amt des Ersten Präsiden-
ten der Abgeordnetenkammer. Er hatte sıch nıcht dazu gedrängt, hatte VOT der Frak-
t1on auf seıne angeschlagene Gesundheıit hingewiesen und die Kandıidatur 1U zögernd
ANSCHOMMECN. Be1 bestem Wıllen tührte das Direktorium ohne Fortune, manches
deutet darauf hın, da{fß ıhm die T1ECUC Aufgabe Aur ast wurde. Bereıts nach der zweıten
Plenarsitzung notlierte Theobald Fuchs 1n seın Fraktionstagebuch: „Abg Walter 11
mır als Präsıdent nıcht gefallen. Er hat ıne besondere Art präsıdieren, spricht sehr
heiser, handelt sehr chnell.“ Leıicht reizbar und überempfindlich kräftige DPar-
lamentsrhetorik, deren Anstößigkeit für heutige Ohren nıcht mehr nachvollziehbar
1st, peinliıche Beachtung des Buchstabens der Geschäftsordnung bemüht, oriffrelatıv häufig ZU Instrument des Ordnungsrufes, einahe ausnahmslos SO-
zi1aldemokraten und Liıberale. Der altgediente Zentrumsmann Michael Deurıinger, Ww1e
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Walter selıt 1875 1mM Landtag, ersuchte 1M Februar 894 den Fraktionsvorsitzenden
Daller, darauf hinzuwirken, „damıt dıie Abgeordneten nıcht häufig vom Präsıdenten
unterbrochen und lamiert werden“. Auf einem Vortall dieser Art beruhte auch Wal-
ters Sturz Dezember 1897 ach eiınem zweimalıgen, provozıerten Ordnungs-
ruf den Führer der Lıberalen, Leopold Casselmann, appellierte dieser das
Plenum Dıie Ordnungsrufe Walters tanden NUur dıe Unterstützung des Zentrums, ıne
Mehrheit A4Uus$s Liberalen, Bauernbündlern un! einıgen Sozialdemokraten stellte sıch

ıh Daraufhin erklärte Walter sofort seınen Rücktritt; Orterer vermutete,
habe ohl schon länger MI1t eiınem derartigen Manöver gerechnet un! se1l troh BC-
N, „dafß die Sache A4US$S ist  “ Be1 der Neuwahl Dezember wurde dem Zentrum
als stärkster Fraktion mMit dem Industriellen August VO  5 Clemm eın natıonallıberaler
Präsident vorgesetzt.

VI

In der Folge beteiligte sıch Walter weıter recpC und ohne erkennbare Verbitterung
der Fraktionsarbeıt, 1e sıch aber VOT dem Plenum 1Ur mehr selten vernehmen. Im
Junı 1898 delegierte ıhn das Zentrum als Berichterstatter iın den besonderen Ausschufß
ZUuUr Beratung des Einführungsgesetzes Zu Bürgerlichen Gesetzbuch. Vom 22.—24
Aprıl 899 erstattete das Referat, wurde seın etzter Autfttritt VOT dem Landtag.
Seiner Fraktion hatte die Zustimmung dem (jesetz mit eıiıner Reminıiszenz CIND-
tohlen: Man habe während des Kulturkampfes über weıt wichtigere Fragen miıt der
Regierung 1m heftigsten Kampfe gestanden un:! ennoch das Budget ımmer geneh-
migt, ZU Besten des Volkes gemäfßs dem Auftrag der Verfassung. So wolle INa auch
jetzt „nıcht trotzıg heraufbeschwören, W as WIr nıcht erantiworte: können“ Es
klang WwI1e eın Vermächtnis. In den Neuwahlen VO' Julı 1899 nahm Walter keın Man-
dat mehr Ende Januar 1900 stellte sıch bei dem 68jährıgen ine kurze, heftige
Lungenentzündung eın, der ın den Abendstunden des Januar 1900 erlag. Johann
Rıtter VO  } Walter wurde auf dem Friedhof iın der Au München ın Anwesenheit des
Minısterpräsidenten, des Justizminısters, tast des Landtags und einer ele-
gatıon A4US Amberg Grabe Seine Trau Marıe folgte ıhm erst 1921 1mM Tode
nach. Dıie Tochter Amiliane blieb zeitlebens erwerbsunfähig, der altere Sohn Her-
INann (1866—1931), Jurıist Ww1e der Vater, rachte Zu Oberlandesgerichtsrat, der
Jüngere Sohn Franz (1870—1950) studierte Theologıe und wurde Universitätsprofes-
SOT tür Soz1jalethik iın München.

QUELLEN:
Der schriftliche Nachlaf ann v. Walters hat sıch bisherigen Nachforschungen ufolge

nıcht erhalten. Hauptquelle seıne Landtagsreden, gedruckt 1n den Stenographischen Be-
richten der ‚.Kkammer der Abgeordneten des Bayerischen Landtags, 76-158 (erschlossen
durch alphabetische Repertorien), SOWIe der umfangreiche Personalakt 1mM Bayerischen Haupt-
staatsarchıv München BHStA), MJu 19899h Walters Amberger Aktıivıtäiten schlugen sıch 1ın
zahlreichen Artıikeln der „Amberger Volkszeitung“ und 1n den Repliken ıhres lıberalen Gegen-
stücks, dem „Amberger Tagblatt“, nıeder, außerdem 1ın amtlichen Akten HSt.  9 Milinn 30981/
23—24 (Vorgänge 872/73 1mM Spiegel der Wochenberichte); Staatsarchiv Amberg, Regierung
Kammer des Innern, Abgabe 8243 (Vereinsüberwachung Concordia). Das Ptarrarchiv
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St Martın ın Amberg besitzt für die Jahre 5—18 eiıne handgeschriebene Vereinschronik:
Wolfgang Liebl, Materıalıen ZUuUr Geschichte der Gesellschaft Concordıia 1ın Amberg (Kathol.
Casıno). (Für Auszüge daraus danke iıch Herrn Stadtpfarrer Msgr. Albert Fuchs.) Amtlıches
Ossıer über Walter anlaislıc. seıiner Wahl iın den Landtag 1875 HSt. Milnn Für dıie
Tätigkeit als Präsıdent der Abgeordnetenkammer sınd einschlägig: Protokaolle der Zentrums-
traktiıon des Bayerischen Landtags für die Jahre 3-1 angefertigt VO  - Theobald Fuchs,
MdL (Dıie Edıition durch Dıieter Albrecht, Regensburg, nach dem Orıgıinal ın Gabelsberger
Stenographie befindet sıch 1mM Satz; ıch an für die treundlicheÜberlassung des Manuskripts
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